
enschenrecht oder Ausnahmerecht ?
D as Beispiel amnesty international

D as Recht auf Kriegsdienstverweigerung ist um-
stritten . In älteren Menschenrechtsdeklarationen
wird es gewöhnlich nicht erwähnt. Die Menschen-
rechtsdeklaration der Vereinten Nationen er-
wähnt das Thema nicht. D eutlicher ist die »Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten« des Europ arats von 1 9 5 0 . Artikel 4 sagt
unmissverständlich :

» (1) Niema nd darf in Skla verei oder Leibeigen-
schaft gehalten werden.
(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwa ngs-
oder Pflich tarbeit zu verrich ten.
(3) Als >Zwa ngs- und Pflich tarbeit < im Sinne dieses
A rtikels gilt n ich t (. . . )jede Dienstleistung m ilitäri-
schen Charakters, oder im Falle der Verweigerung
a us Gewissensgründen (. . . ) eine so nstige a nstelle
der m ilitärischen Dienstpflich t tretende Dienst-
leistung«.

Artikel 8 de s »Internationalen Pakts üb er bürgerli-
che und politische Rechte« der UN von 1 9 66 wie-
derholt dies fast wortwörtlich .

1 )

Die Staaten hab en sich also abge sichert: Sklave-
rei, Leib eigenschaft und Zwangsarb eit sind verb o-
ten − aber nicht, wenn es um Krieg und Militär geht.
D er Europ arat und andere internationale Organisa-
tionen b ewegen sich innerhalb dieser Logik.

Seit den 1 9 9 0erJahren wird häufiger als zuvor in
der Diskussion um Kriegsdienstverweigerung vom
Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung ge-
spro chen . Als Menschenrechte sind , wie die Bro ck-
hau s-Enzyklop ädie zusammenfasst, Rechte defi-
niert, »die j edem Menschen unabhängig von seiner
Stellung im Staat, Ge sellschaft, Familie , B eruf, Reli-
gion und Kultur, b ereits dadurch zustehen, dass er
als Mensch geboren ist. Auch andere Merkmale wie
Hautfarb e , Geschlecht, Sprache , polit. oder sonsti-
ge weltanschaul . Vorstellungen, nat. o der soziale
Herkunft lassen die Gültigkeit der mit der bloßen
Existenz als Mensch verbundenen M . (enschen-
rechte) unb erührt. «

2)

B ei näherer B etrachtung stellt sich allerdings
meistens herau s, dass diej enigen, die vom Men-
schenrecht auf Kriegsdienstverweigerung reden
und ein solches zu b efürworten scheinen, es ab er
nicht so meinen . Ein B eispiel für viele ist amnesty
international, vermutlich die einflussreichste , b e-
kannteste und effizienteste Menschenrechtsorga-
nisation der Welt. Die Po sition von amne sty inter-
national soll hier vor allem de shalb genauer b e-
leuchtet werden, weil sich amnesty international
der Mühe unterzogen hat, sie klar zu formulieren
und weil sie repräsentativ ist für die gegenwärtig in
Westeurop a in Medien, Parlamenten und sozialen
B ewegungen einschließlich der Friedensb ewe-
gung am weitesten verbreiteten D enkmu ster zum
Recht auf Kriegsdienstverweigerung .

»a mnesty in terna tio nal betrach tet alle, die a us
Überzeugung n ich t zur Waffe greifen wollen, als
Wehrdienstverweigerer. Diese Überzeugung kann
a us religiösen, eth isch-m oralischen, h uman itä-
ren, ph ilosoph ischen oderpolitischen Mo tiven her-
rühren. Dabei stellt die Organ isa tio n das Rech t
vo n Staa ten, Solda ten einzuberufen, n ich t in Fra-
ge. Doch n iemand sollte gegen seine Überzeugung
zum Militärdienst gezwungen oderfür seine Ver-
weigerung in irgendeiner Form bestraft werden. « 3 )

Der betreffende Artikel von amne sty internatio-
nal trägt zwar den Titel »Ein Menschenrecht auf
dem Prüfstand« , do ch e s wird deutlich, dass amnes-
ty international weit davon entfernt ist, Kriegs-
dienstverweigerung als Recht für alle Menschen zu
b etrachten . Kriegsdienstverweigerung ist nur als
Ausnahmerecht für eine b estimmte Personengrup-
pe gedacht.

4)

Die Wurzel der gesamten Problematik ist der An-
spruch von Staaten und anderen Herrschaftsgebil-
den auf Zwangsrekrutierung zum Kriegsdienst.
Ohne diesen Rekrutierungsanspruch würde sich
das Problem der Kriegsdienstverweigerung nicht
ergeben . Ein Menschenrecht auf Kriegsdienstver-
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1 ) B eide Menschenrechtsabkommen sind abgedruckt in : Menschen-
rechte . D okumente und D eklarationen . Bunde szentrale für politi-
sche B ildung, B onn

3 8
1 9 9 5

2 ) Menschenrechte . In: B ro ckhau s Enzyklop ädie in vierundzwanzig
B änden . 1 9 . Auflage . B and XIV. M annheim 1 9 9 1 , S . 4 6 6-4 69 , hier S .
4 6 6

3) Ob erascher, Claudia: Ein Menschenrecht auf dem Prüfstand . In :
ai-Journal . D as M agazin für Menschenrechte Nr. 5 , (Mai) 1 9 97 S .
6-9 , S . 7

4) Wenn ich aufgrund meiner Analyse folgere , dass die Po sition von
amnesty international zur Kriegsdienstverweigerung in mehrfa-
cher Hinsicht widersprüchlich ist, b einhaltet die s keineswegs ei-
ne Missachtung der b eachtlichen und wertvollen Arb eit von ai für
Menschenrechte , von der der Autor die ser Zeilen auch schon
selb st direkt profitiert hat. Auch wenn das von ai vertretene Kon-
zept der Kriegsdienstverweigerung kein Menschenrecht, son-
dern nur ein Ausnahmerecht auf Kriegsdienstverweigerung b ein-
haltet, ist e s do ch für Millionen von Menschen, die vom Kriegs-
dienstzwang b etroffen sind , eine wertvolle Hilfe .
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weigerung mü sste beinhalten, dass j eder Mensch,
weil er als Mensch geb oren ist ohne j egliche Diskri-
minierung nach Herkunft, Geschlecht, Weltan-
schauung und dergleichen davon Gebrauch ma-
chen kann . Wer das Menschenrecht auf Kriegs-
dienstverweigerung b ej aht, muss den Staaten das
Recht auf Zwangsrekrutierung grundsätzlich ab-
sprechen . Wer den staatlichen Rekrutierungsan-
spruch anerkennt, kann Kriegsdienstverweige-
rung nur als Ausnahme von der Regel, ab er nicht als
Menschenrecht für alle b egreifen .

Genau das Zweitgenannte ist b ei amne sty inter-
national der Fall : Erstens wird das Recht von Staa-
ten, Soldaten einzub erufen, von amne sty interna-
tional nicht in Frage ge stellt. D er staatliche An-
spruch auf Zwangsrekrutierung, die Wurzel des
Problems, wird also von amne sty international
nicht in Frage ge stellt, sondern als selb stverständ-
lich vorau sge setzt und verinnerlicht.

5 )

Zweitens
wird die Wahrnehmung des Rechts auf Kriegs-
dienstverweigerung von einer Motivation abhän-
gig gemacht : Einer Überzeugung. Drittens muss in
dieser Logik überprüft werden, ob eine solche
Überzeugung vorhanden ist.

Auch dazu hat amne sty international eine Po siti-
on: »A bgesehen vo n Garan tienfür Fa irneß, n im m t
am nesty in terna tio nal keine Stellung zum Für
und Wider bestimm ter vo n Regierungen einge-
rich teter Verfahren, um die Beweggründe einzel-
ner Perso nen für die Bean tragung der A nerken-
n ung als Kriegsdienstverweigerer zu un tersuch en
oder zu bewerten. Es sollte jedoch erwähn t wer-
den, daß die Organ isa tio n eine inhaftierte Perso n
nich t [Hervorhebung durch a i] als gewaltlosen

politischen Gefangenen adoptieren wird, wenn er
oder sie n ich t gewillt ist, gemäß den Gesetzen des
La ndes den Grund für die Kriegsdienstverweige-
rung darzulegen, es sei denn, dieser läßt sich a us
den gegebenen Umständen erkennen. « 6)

Auch wenn ai die Au snahmekriterien weiter
fasst als die meisten staatlichen Kriegsdienstver-
weigerungsgesetze , bleibt die Inanspruchnahme
de s Rechts eine Au snahme von der Regel, weil mili-
tärische Zwangsrekrutierung nicht in Frage ge-
stellt wird . Konsequenterweise b ekennt sich ai

zwecks Selektion derj enigen, die vom Recht Ge-
brauch machen dürfen, zur Gewissensprüfung, sei
es eine staatliche , sei es die B eurteilung durch ai .

Erwähnenswert ist auch, dass ai weder Gewis-
sensprüfungen no ch den Zwang zum Ersatzdienst
als Problem ansieht, wenn sie b estimmten, von ai
fe stgelegten Kriterien entsprechen . E s soll laut ai
zwar niemand »gegen seine Überzeugung zum Mili-
tärdienst gezwungen o der für seine Verweigerung
in irgendeiner Form b e straft werden«

7)

, diej enigen,
denen eine solche Üb erzeugung abgespro chen
wird , ab er do ch . Selb st diej enigen, die mit dem Se-
gen von Staat und amnesty international verwei-
gern dürfen, sollen an Stelle de s Militärdienstes ei-
nen staatlichen Zwangsdienst leisten, der ab er,
wenn er nach den Fairne ss-Vorstellungen von am-
nesty international ge staltet wird , von der Organi-
sation nicht als Strafe definiert wird .

Um von ai als politischer Gefangener adoptiert
zu werden, muss ein inhaftierter Kriegsdienstver-
weigerer seinen Verweigerungsgrund in einer Ge-
wissensprüfung darlegen, wenn er für amnesty in-
ternational nicht schon aufgrund der Umstände er-
kennb ar ist. Amne sty internationel bedenkt nicht,
dass auch die Gewissensprüfung selb st von vielen
B etroffenen als quälend und entwürdigend und als
Strafe empfunden wird und eine Menschenrechts-
verletzung ist.

Zu sammenfassend lässt sich sagen, dass amne s-
ty international Kriegsdienstverweigerung nur als
Ausnahmerecht für Menschen mit einer b e stimm-
ten Motivation o der einem b estimmten Persönlich-
keitsbild , ab er nicht als Menschenrecht für alle ver-
tritt. Die Inanspruchnahme eine s Menschenrechts
auf einen b estimmten Personenkreis einzu schrän-
ken, abhängig von staatlicher Genehmigung, Un-
terwerfung unter eine Gesinnungsprüfung sowie
der Ableistung eines staatlichen Zwangsdienste s,
ist ein Widerspruch in sich . Hö chst widersprüch-
lich ist auch, dass eine Menschenrechtsorganisati-
on Menschenrechtsverletzungen in Form von Ge-
wissensprüfung und Zwangsdienst billigt.

Gelegentlich wird angesichts dieser wider-
sprüchlichen Haltung argumentiert, auch von
Menschen an amnesty-international-Info ständen,
dass Krieg und Zwangsrekrutierung nun einmal
nicht Thema von ai seien und dass keine Organisati-
on, no ch nicht einmal ai, sich um alle s kümmern
könne . Würde ai den Standpunkt vertreten, dass e s
lediglich eine Organisation für die Unterstützung
von Menschen sei, die wegen ihrer gewaltlo sen po-
litischen B etätigung o der wegen Meinungsäuße-
rung inhaftiert sind , und dass man sich für Themen
und Aktivitäten üb er die se s Kernge schäft hinaus
andere Organisationen suchen müsse , wäre die s
nachvollziehb ar. Ab er ai bezieht j a au sdrücklich
Stellung zum Thema Kriegsdienstverweigerung
mit eindeutigen Po sitionen :

5 ) Verinnerlicht ist auch die militärlegitimierende Sprache . Amnes-
ty international spricht in der deutschen Fassung des Texte s von
„Wehrdienstverweigerer “ . In B ezug auf das zwischenstaatliche
Verhältnis suggeriert Wehrdienst, dass die Kriegsdienstleistung
der Verteidigung diene . Allerdings hab en so genannte Wehr-
dienstleistende schon viele Angriffskriege geführt. D as gilt vor al-
lem für D eutschland . Im Sp annungsverhältnis zwischen Individu-
um und Staat ist der B egriff eb enfalls abwegig. Wehrdienst leisten
gerade diej enigen, die sich am wenigsten gegen die Zwangsrekru-
tierung zum Militär zur Wehr setzen . D as Wort „Wehrdienst“ wird
allerdings auch in der Friedensb ewegung und in Organisationen,
die sich schwerpunktmäßig mit Kriegsdienstverweigerung b e-
schäftigen, häufig – nach meiner Wahrnehmung, der allerdings
leider keine statistische Untersuchung zugrunde liegt, sogar häu-
figer als in den 1 9 8 0 er Jahren – verwendet, obwohl sie das größte
Intere sse hab en sollten, die sen für sie politisch so unvorteilhaften
B egriff zu meiden und zu kritisieren.

6) Meinungsfreiheit in Gefahr. Für das Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung in Europ a. amnesty international . Sektion der Bundes-
republik D eutschland . B onn 1 9 97, S . 1 2 . Nichts deutet darauf hin,
dass amnesty international seit 1 9 97 seine Grundsatzpo sition zur
Kriegsdienstverweigerung revidiert hat. 7) Siehe Anm. 3

Kr
ie

gs
di

e
ns

tv
er

w
ei

g
er

u
n

g



5

1 5
I I I / 2 0 0 7

8 Keine Infrage stellung staatlicher Zwangsrekru-
tierung zum Krieg,

8 Einschränkung de s Rechts auf Kriegsdienstver-
weigerung auf das Vorhandensein einer Üb er-
zeugung,

8 Überprüfung dieser Überzeugung sowie
8 Zwang zum Ersatzdienst für Militärdienstver-

weigerer.

D as verrät sogar eine sehr intensive Au seinander-
setzung mit dem Thema. Hinzu kommt, dass ai weit
über seine Anfänge als Gefangenenhilfsaktion hi-
nausgegangen ist. Krieg und Frieden ist durchau s
zum Thema von ai geworden : E s gibt Kamp agnen
gegen die Rekrutierung von Kindersoldaten und
gegen Rü stungsexport, auch Menschenrechtsver-
letzungen durch Kleinwaffen werden angepran-
gert. ai engagiert sich gegen Verfolgung aufgrund
sexueller Orientierung . Folter und Todesstrafe
werden entschieden abgelehnt.

8)

D o ch gerade der Vergleich zu die sen Arb eitsfel-
dern zeigt, wie restriktiv die Haltung von ai zur
Kriegsdienstverweigerung ist. Kinder sollen auf
keinen Fall als Soldaten rekrutiert werden . Sie müs-
sen no ch nicht einmal in einer Gewissensprüfung
eine diesb ezügliche Üb erzeugung nachweisen
o der einen Ersatzdienst leisten . amnesty interna-
tional b e antwortet − eb enso wie alle anderen, die
Kindersoldaten, ab er nicht den Kriegsdienst-
zwang für Erwachsene ablehnen − nicht die Frage ,
warum Leb en, Freiheit und körperliche und p sy-
chische Unversehrtheit eines 1 8- Jährigen weniger
schützenswert sein sollen, als das Leb en von Jünge-
ren .

Auch die Verfolgung wegen geschlechtlicher
Orientierung und Folter werden von ai p auschal
abgelehnt. Was würde ge schehen, wenn auf Homo-
sexuelle und Foltervermeidungswillige die Kriteri-
en für Kriegsdienstverweigerung analog angewen-
det würden? D ann mü ssten sie sich gefallen lassen,
dass überprüft wird , ob ihr Wunsch nach Homo se-
xu alität o der nach Folterverschonung einer ethi-
schen Üb erzeugung entspringt. Wenn sie dann b e-
rechtigt wären, eine homo sexuelle Orientierung
zu haben o der au szuleb en oder von Folter ver-
schont zu bleib en, müssten sie ab er no ch, um in der
Analogie zur Militärdienstverweigerung zu blei-
ben, eine Ersatzrepre ssion üb er sich ergehen las-
sen .

Was b ei Kindersoldaten, Homo sexuellen o der
Menschen, die sich nicht foltern lassen wollen, als
ab surd angesehen würde , wenn e s j emand vor-
schlüge , gilt allerdings als vollkommen normal,
wenn e s auf Kriegsdienstverweigerer angewendet
wird , selb st für diej enigen, die von sich selb st an-
nehmen, dass sie für das Menschenrecht auf
Kriegsdienstverweigerung eintreten .

B e sonders auffällig wird der Widerspruch b eim
Thema To de sstrafe . Die Rekrutierung für Kriegs-
dienst ist angesichts der Opfer von Manövern, Un-
fällen und Misshandlungen nicht nur in Kriegszei-
ten oft gleichb edeutend mit einem To de surteil,
von Freiheitsb eraubung und Aufhebung anderer
Grundrechte einmal ganz abgesehen . Zwangsrek-
rutierte werden gegen ihren Willen zu Komb attan-
ten gemacht und können im Krieg vom gegneri-
schen Militär legal getötet, verstümmelt o der gefan-
gen genommen werden. Sie können von den »eige-
nen« militärischen Vorge setzten b ewu sst in den
To d geschickt werden, denn ein b estimmter Pro-
zentsatz von Verlu sten ist meist unvermeidlich und
wird von vorneherein eingeplant. Die Rechte auf
Leben und körperliche Unversehrtheit werden
durch die Zwangsrekrutierung aufgehob en .

Au sgehend davon, dass j eder Mensch ein Recht
auf Leb en, körperliche Unversehrtheit und persön-
liche Freiheit hat, müsste amnesty international
Zwangsrekrutierung zum Kriegsdienst ebenso ra-
dikal verwerfen wie die To desstrafe . D avon sind
amnesty international und viele andere ab er weit
entfernt.

Paradoxe s Resultat dieser heute in Westeurop a
weit verbreiteten Geisteshaltung und Norm : Wenn
ein S addam Hussein o der auch ein nicht im Staats-
dienst stehender Privat- und Kleinmörder hinge-
richtet wird , protestiert man gegen die To de sstra-
fe , wenn ein S addam Hu ssein o der seine vielen dik-
tatorischen o der demokratisch gewählten Kolle-
gen und Kolleginnen Jugendliche , die no ch nicht
einmal Verbrechen b egangen hab en, millionen-
fach in den Krieg schicken und damit zum To d ver-
urteilen, dann stellt man das nicht in Frage .

Gewissensfreiheit
oder Recht auf Leben und Freiheit ?

Warum wird Kriegsdienstverweigerung als Aus-
nahmerecht und nicht als Menschenrecht b egrif-
fen? Ein Faktor ist sicherlich das massive staatliche
Intere sse an Zwangsrekrutierung für den Krieg .
Ein Staat kann ohne Folter leb en und Meinungsfrei-
heit ertragen und von Lib eralität und Toleranz so-
gar profitieren . D o ch Kriegsdienstverweigerung
b erührt den Kernbereich der Staates , die Staatsge-
walt, für deren Ausübung b ewaffnete Kräfte uner-
lässlich sind . Nicht immer werden Soldaten
zwangsweise rekrutiert, ab er kein Staat hat bisher
grundsätzlich seinen Anspruch auf Zwangsrekru-
tierung aufgegeb en . D as erklärt, warum Staat und
Militär Kriegsdienstverweigerung nur als Ausnah-
me von der Regel akzeptieren wollen .

Ab er warum vertreten auch Menschenrechts-
und Friedensorganisationen die se Ansicht? Zum
Teil lässt sich das mit dem ideologischen o der auch
verdeckten Einfluss politischer und militärischer
Intere ssen erklären . Die Menschen in Menschen-
rechts- und Friedensb ewegungen können ihrer-

8) Vgl . h ttp://www2. a m nesty. de (3 1 . 1 2 . 2 0 0 6) . Siehe dort unter
„Themen“ und „ Kamp agnen“ .
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dienstzwang wurde in erster Linie als massive Frei-
heitseinschränkung verstanden . Im Mittelpunkt
steht die freie Entscheidung j ede s Einzelnen, wo-
für er sein Leb en riskiert o der andere tötet. Die Ver-
fassungsentwürfe der Levellers wurden nicht ver-
wirklicht, leb en aber in der politischen Kultur der
angelsächsischen Länder fort. D as B ewusstsein,
dass der Kriegsdienstzwang einen schweren Ein-
griff in die Freiheit de s Individuums darstellt, ist
dort leb endig geblieben . Menschen werden zu
Kriegsdiensten gezwungen, wenn es für notwen-
dig gehalten wird . D er Zwangsdienst gilt in der Re-
gel nicht als po sitiver Wert an sich . Im Hintergrund
steht der Gedanke , dass der Staat seine Ansprüche
an das Individuum rechtfertigen mu ss . D er Kriegs-
dienstzwang wird in Kriegs- o der Ausnahme situ a-
tionen eingeführt und sp äter wieder abgeschafft
o der minimiert.

In Kontinentaleurop a galt in der Tradition der
Franzö sischen Revolution üb er die ideologischen
Grenzen von ganz rechts bis ganz links Zwangsmili-
tärdienst als Pflicht de s Staatsbürgers , selb st dann
wenn es militärisch nicht erforderlich ist. D as Mili-
tär ist Schule der Nation, das Individuum schuldet
dem Staat o der der Gemeinschaft einen Dienst und
soll in einer b estimmten Weise sozialisiert werden .
Die se staatsvergötternde totalitäre Dienstideolo-
gie gibt e s in der älteren militärischen und in der
jüngeren zivilen Variante . In der zivilen Variante
wird zwar der Militärdienst kritisch ge sehen o der
gar ablehnt, aber nicht der Zwang zum Dienst. Zivi-
le Zwangsdienste erscheinen in diesem Weltbild
als etwas Nützliches und Erstreb enswerte s . D er Zi-
vildienst wird zur zweiten Schule der Nation .

1 2 )

D o ch zurück zum Recht auf Kriegsdienstver-
weigerung. Die heute dazu vorherrschenden Vor-
stellungen gehen auf andere Wurzeln zurück.

E s ist im internationalen und im einzelstaatli-
chen Recht üblich geworden, das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung eb en nicht vom Recht des Ein-
zelnen auf Leb en und Freiheit, sondern von der Ge-
danken-, Religions- o der Gewissensfreiheit abzulei-
ten, wob ei vor allem der B egriff des Gewissens eine
zentrale Rolle spielt.

1 3 )

B e sonders deutlich zeigt sich die s , wenn man
üb er den deutschen Sprachraum hinau sschaut :
D as deutsche Wort Kriegsdienstverweigerung

seits häufig ideologisch mit Staaten o der politi-
schen Kräften verbunden sein, die selb st Men-
schen zum Kriegsdienst zwingen oder zwingen
wollen . D eshalb hab en im 2 0 . Jahrhundert vor al-
lem sozialdemokratische und marxistisch-leninis-
tische Strömungen innerhalb der Friedensbewe-
gung die Kriegsdienstverweigerung nur als b e-
schränkte s Ausnahmerecht toleriert, weil sozialis-
tische Regierungen der unterschiedlichsten Schat-
tierungen selb st gerne zum Mittel der Zwangsrek-
rutierung griffen und greifen .

9)

D o ch selb st wenn man diese Faktoren in B e-
tracht zieht, bleibt die Frage ungeklärt, warum
Menschenrechts- und Friedensorganisationen und
die große Mehrheit derj enigen, die heute ein Recht
auf Kriegsdienstverweigerung akzeptieren o der
für e s eintreten, sie sich nur als Ausnahmerecht vor-
stellen können .

D a das Recht auf Kriegsdienstverweigerung in
den klassischen Menschenrechtsdeklarationen
nicht sep arat erwähnt wird , muss e s entweder neu
po stuliert oder aus anderen bereits akzeptierten
Menschenrechten abgeleitet werden . Ob Kriegs-
dienstverweigerung als Menschenrecht für alle
o der als Ausnahmerecht für einige verstanden
wird , hängt davon ab , wie das Recht b egründet
wird .

Wenn ein Mensch zu Kriegsdiensten zwangsrek-
rutiert werden soll, entsteht gewöhnlich aufgrund
der damit verbundenen Freiheitseinschränkung
und der Gefährdung von Leib und Leb en ein akuter
Interessenskonflikt. D eshalb ist e s naheliegend , die
lebensgefährliche Freiheitsb eraubung mit dem
Verweis auf das Recht auf Leb en und Selb stb estim-
mung abzulehnen . D as war auch der Standpunkt
der im Englischen Bürgerkrieg 1 64 2- 1 64 8 entstan-
denen frühlib eralen B ewegung der Levellers , die
sich darum b emühten, Menschen- und Bürgerrech-
te konstitutionell zu verankern . Sie be stritten dem
Parlament, wie sie in einer Petition von 1 64 8 for-
mulierten, die »power of pre ssing and forcing any
sort of men to serve in warrs , there being nothing
more oppo site to freedom . «

1 0)

Artikel 1 1 ihre s Verfassungsentwurfs »An Agree-
ment of the Free People of England« von 1 649 sah
vor, dass der Staat niemanden zu Kriegsdienst zu
Wasser o der zu Land zwingen dürfe , das Gewissen
j ede s Einzelnen sollte üb er die Gerechtigkeit der
S ache , für die er sein eigene s Leb en riskiert o der an-
dere zerstören könnte , entscheiden .

1 1 )

D er Kriegs-

9) Zur generellen, nicht auf Kriegsdienstverweigerung b ezogenen,
verdeckten Einflu ssnahme der britischen Regierung auf amne sty
international in seinen Anfangsj ahren: Kirsten Sellars : Human
Rights and the Colonies : D eceit, D eception and Discovery. In: The
Round Table Nr. 377 9 3 (Oktob er 2 0 0 4) S . 70 9-72 4

1 0) »M acht, irgendeinen Menschen zu pre ssen und zu zwingen, in
Kriegen zu dienen, wob ei es nichts gib t, was der Freiheit mehr
entgegengesetzt ist« . Petition vom 1 1 . 0 9 . 1 6 4 8 , in : Leveller M anife-
sto es of the Puritan Revolution. (D on M . Wolfe [ Hrsg . ] ) New York
u . a. 1 9 4 4 , S . 2 87, und in: Freedom in Arms . A Selection of Leveller
Writings . (A. L. Morton [ Hrsg . ] ) O st-B erlin 1 975 , S . 1 9 0

1 1 ) »XI . We do e not impower them to impresse or constraint any p er-
son to serve in war by Sea or Land every mans Concience b eing to

b e satisfied in the j ustness of that cause wherein he hazards his
own life , or may destroy an others . « Freedom in Arms, S . 2 7 1 f. ; zu
den Levellers : Gernot Lennert: Die D iggers . Grafenau 1 9 87, S .
1 7-2 3 , 4 1 2 7 f.

1 2 ) Zu den verschiedenen Mo dellen der Zwangsrekrutierung: Gernot
Lennert: Rekrutierung im Krieg im Sp annungsverhältnis staatli-
chen Anspruchs und individueller Selb stb estimmung . In: Kriegs-
dienstverweigerung und Asyl in Europ a. (hrsg . von Connection
e .V. , Niedersächsischer Flüchtlingsrat e .V. , Förderverein Pro Asyl
e .V. u . a.) Offenb ach 1 9 9 8 , S . 4-7; auch als : Recruitment in time s of
war. A conflict of intere st b etween the demand s of the state and in-
dividual self-determination . In: Conscientiou s Obj ection and Asy-
lum in Europe . (hrsg . von Connection e .V. , Niedersächsischer
Flüchtlinsrat e .V. , Förderverein Pro Asyl e .V. u . a.) Offenb ach 1 9 9 8
S . 4-7

1 3 ) Vgl . Gernot Lennert: Kriegsdienstverweigerung in der EU und in
den B eitrittsländern. In: Wissenschaft und Frieden 2 3 , M arburg
2 0 0 4 , S . 4 3-4 6
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wird im Englischen als co nscien tio us o bjectio n
wiedergegeb en, als Verweigerung aus Gewissens-
gründen . D asselbe gilt für romanische Sprachen
mit o bjectio n de co nscience (franzö sisch) , o bjec-
ción de co nciencia (sp anisch) und fast gleichlau-
tenden B egriffen in Katalanisch , Portugie sisch und
Italienisch. Auch andere Sprachen orientieren sich
an der Verweigerung au s Gewissensgründen, z . B .
Serb okro atisch (heute umdefiniert zu Kro atisch,
Serbisch und B o snisch) , Mazedonisch, Alb anisch,
Hebräisch .

Im Unterschied zum Englischen weichen die an-
deren germanischen Sprachen sowie Finnisch ab :
Sie b enennen nicht die Gewissensmotivation, son-
dern den Gegenstand der Verweigerung : Im Nie-
derländischen spricht man gewöhnlich von dienst-
weigering. Im D änischen und Norwegischen heißt
es Militärverweigerung (m ilitærnægtelse und m i-
litærnekting) , Schwedisch und Finnisch b etonen
den Aspekt der Waffenverweigerung (våpen vä-
gren und aseistakieltäytym inen) . D o ch auch wenn
andere B egriffe verwendet werden, wird im Rah-
men de s Konzepts der co nscien tio us o bjectio n ge-
dacht. Man spricht zwar in D eutschland von
Kriegsdienstverweigerung o der im Niederländi-
schen von dienstverweigering, gemeint ist ab er
fast immer die Kriegsdienstverweigerung a us Ge-
wissensgründen oder gewetensbezwaar. Die Ge-
wissensgründe werden mitgedacht, auch dann,
wenn dieser Zu satz nicht ausdrücklich mitge spro-
chen o der mitge schrieb en wird .

Wie sehr das Konzept der Verweigerung aus Ge-
wissensgründen au sstrahlt, zeigt das Türkische :
Die erste Organisation türkischer Kriegsdienstver-
weigerer, die sich Anfang der 1 9 9 0er Jahre in
D eutschland bildete , sprach no ch wie im D eut-
schen wortwörtlich von der Verweigerung de s
Kriegsdienste s, sa vas� h izmetin i ret. D och heute
hat sich auch im Türkischen co nscien tio us o bjecti-
o n als Lehnüb ersetzung aus dem Englischen durch-
gesetzt : vicdan i ret, die Gewissensverweigerung
o der Verweigerung aus Gewissensgründen .

Reduziert man die Kriegsdienstverweigerung
auf die Verweigerung aus Gewissensgründen, dür-
fen nur Menschen, die sich auf Gewissensgründe
berufen, den Kriegsdienst verweigern, andere
nicht. Egal wie lib eral die entsprechende Gewis-
sensprüfung gehandhabt wird , wird damit das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung als Ausnah-
merecht für Menschen mit einer be stimmten Moti-
vation definiert, nicht als Menschenrecht für alle .

Sprache b eeinflu sst in einem erheblichen Maß
das D enken . Im D eutschen mit dem neutralen

1 4)

B e-

griff Kriegsdienstverweigerung fällt es schon
schwer, sich vom Konzept der Verweigerung au s
Gewissensgründen zu lö sen und andere Gründe
gelten zu lassen . Umso schwerer ist e s, Kriegs-
dienstverweigerung als motivationsunabhängige s
Menschenrecht zu b egreifen, wenn man sprach-
lich und gedanklich von der co nscien tio us o bjecti-
o n eingeengt ist. E s fällt schwer, Dinge zu denken,
wenn es dafür keine B egriffe gibt o der die in Frage
kommenden B egriffe schon anderweitig b e setzt
sind .

Au sschlaggeb end für das heutige Verständnis
von Kriegsdienstverweigerung ist die historische
Entwicklung de s Konzepts .

Von gewaltlosen christlichen Sekten
zur Kriegsdienstverweigerung heute

Sp äte stens als das Christentum Staatsreligion wur-
de , entstand ein Sp annungsverhältnis zwischen
dem im Christentum vorhandenen Ideal der Ge-
waltlo sigkeit und der gewalttätigen Durchsetzung
staatlicher Intere ssen, und sei es auch nur die Ver-
teidigung gegen Üb erfälle . Die frühen Christen
hatten den Militärdienst gemieden, doch nun war
der Staat selb st christlich geworden . B ezüglich der
Rekrutierung wurde eine bis heute nachwirkende
Lö sung gefunden : die unterschiedliche B ehand-
lung von Klerus und Laien . D en Geistlichen wurde
erlaubt, sich vom Kriegsdienst fernzuhalten und in
ihrer persönlichen Leb ensführung den Wider-
spruch zu den Gewaltfreiheitsidealen de s Chris-
tentums zu reduzieren, während die re stlichen
Gläubigen zum Kriegsdienst in gerechten Kriegen
verpflichtet werden konnten . D as Privileg der Frei-
stellung von Geistlichen vom Kriegsdienst hat sich
bis heute in den meisten Staaten gehalten .

In der frühen Neuzeit entstanden christliche
Gemeinschaften, die einerseits das christliche Ge-
waltlo sigkeitside al erheblich ernster nahmen als
die etablierten Großkirchen und die andererseits
die scharfe Trennung zwischen Kleru s und Laien
aufhoben und stattdessen das Priestertum aller
Gläubigen prop agierten . Gruppen wie Mennoni-
ten, Hutterer und Duchob orzen kamen zum
Schluss , dass Kriegsdienst allen Gläubigen verb o-
ten ist. Christliche Sektierer dieser Art waren in der
frühen Neuzeit die ersten staatlich anerkannten
Kriegsdienstverweigerer.

1 5 )

Einige Fürsten hatten
erkannt, dass e s Christen gibt, die aufgrund ihrer

1 4) In einer Zeit, in der eine verschleiernde Sprache als normal und
sachlich gilt, in der Kriegsminister sich in Verteidigungsminister
umb enannt hab en und sich b eleidigt fühlen, wenn sie Kriegsmi-
nister genannt werden, obwohl die s nach wie vor ihr Arb eitsge-
biet ist, vor allem wenn man b edenkt, dass sie als Fachminister für
alle Kriege , nicht nur für Verteidigungskriege fungieren, kann e s
allerdings vorkommen, dass eine sachlich richtige B ezeichnung
nicht als neutral, sondern als polemisch empfunden wird . Eine
p arallele Entwicklung ist in jüngster Zeit unter Mu slimen festzu-
stellen : Wird die historisch erwiesene Tatsache erwähnt, dass der

Islam mit militärischer Gewalt verbreitet worden ist, reagiert man
empört und b eleidigt, obwohl die erfolg- und siegreichen Erob e-
rer nach wie vor hö chste Heldenverehrung genießen .

1 5 ) Zur Ge schichte der Kriegsdienstverweigerung : Guido Grüne-
wald : Ge schichte der Kriegsdienstverweigerung . DFG-VK Extra
Nr. 4 . E ssen 1 979 ; D evi Prasad : War is a Crime against Humanity.
The Story of War Resisters ' International . WRI , London 2 0 0 5 ;
Wolfgang Zucht : Widerstand bis zum Äußersten leisten . . . In : Wi-
derstand gegen die Wehrpflicht. Texte und M aterialien. Web er,
Zucht & Co ./Zündhölzchen, Kassel/Korntal 1 9 8 2 , S . 7- 1 6 . E s geht
hier nur um kriegerische Gewalt. Potenzielle physische o der
strukturelle Gewalt im Verhalten Kriegsdienst verweigernder
christlicher Sektierer gegenüb er ihren Familien o der innerhalb
der Sektenstrukturen ist hier nicht das Thema.
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dogmatisch fe stgelegten Überzeugung und ihrer
B ereitschaft, dafür Gefängnis o der To d zu erleiden,
nicht zum Militärdienst gezwungen werden kön-
nen, die ab er ansonsten für den Staat harmlo s sind
und deren Arb eitskraft dem Staat sogar nützlich
sein kann . In Staaten wie Preußen und Ru ssland
wurden gewaltlo se christliche Gemeinschaften,
denen zuvor B efreiung von Kriegsdienst zugesi-
chert worden war, in unterentwickelten und unter-
b evölkerten Gebieten angesiedelt, was wiederum
den Staat ökonomisch und geopolitisch stärkte . In
einer Ständege sellschaft, in der Menschen generell
äußerst ungleich b ehandelt wurden, war die Ge-
währung solcher Gruppensonderrechte nichts
grundsätzlich Systemwidriges . Ein allgemeines
Recht auf Kriegsdienstverweigerung für alle for-
derten die Sektierer ohnehin nicht. Sie waren da-
mit zufrieden, selb st gemäß ihren religiö sen Vor-
stellungen zu leb en . War die s nicht mehr möglich,
zogen sie häufig ins nächste Land weiter, wie an
den Mennoniten zu sehen ist, die von Mitteleurop a
üb er das Zarenreich bis nach Nord-, Mittel- und
Südamerika wanderten und dort wiederum entle-
gene Gebiete be siedelten .

Die Quäker − o der »So ciety of Friends« − sind das
Bindeglied zwischen den gewaltlo sen christlichen,
auf sich selb st bezogenen Sekten und der heutigen
Friedensb ewegung. Im Unterschied zu den ande-
ren historischen Friedenskirchen, wie die p azifisti-
schen gewaltlo s orientierten in der frühen Neuzeit
entstandenen protestantischen Gruppen genannt
werden, strebten die Quäker nicht danach , sich
gottgefällig und unpolitisch von einer sündhaften
Welt zu isolieren . Sie standen von Anfang an mitten
im politischen und gesellschaftlichen Geschehen .
Sie waren ein Pro dukt der englischen Revolution
de s 1 7. Jahrhunderts , viele der ersten Quäker ka-
men sogar aus der New Mo del Army, aus einer ideo-
logisierten Bürgerkriegsarmee . Die Quäker enga-
gierten sich für ihre Ideale üb er ihre Glaub ensge-
meinschaft hinaus in sozialen B ewegungen, unter
anderem in der B ewegung zur Ab schaffung der
Sklaverei . Quäker waren entscheidend an der
Gründung der ersten Friedensgesellschaften b etei-
ligt, die Anfang des 1 9 . Jahrhunderts in Großbritan-
nien und Nordamerika entstanden, und sind bis
heute nicht nur in angelsächsischen Ländern ein
wichtiger Teil der Friedensb ewegung .

Die Idee der Kriegsdienstverweigerung au s Ge-
wissensgründen blieb dadurch nicht auf einige
christliche Sekten b eschränkt, sondern wurde in
die Gesellschaft allgemein hineingetragen . Ent-
scheidend für das heute dominierende Verständ-
nis von Kriegsdienstverweigerung ist j edo ch, dass
es sich letztendlich immer no ch am B ild de s christ-
lichen gewaltlo sen Sektierers orientiert, der aus
Glaubensgründen j eglichen Militärdienst verwei-
gert.

D as gilt sowohl für die politische Diskussion in-
nerhalb und außerhalb der Friedensb ewegung als

auch für die staatliche Kriegsdienstverweigerungs-
ge setzgebung. Je re striktiver ein Kriegsdienstver-
weigerungsgesetz, desto eher wird die Verweige-
rung auf einige wenige kleine christliche Gruppen
b eschränkt. Ein B eispiel ist das rumänische D ekret
von 1 9 97, das ausdrücklich nur Angehörigen b e-
stimmter Militärdienst ablehnender christlicher
Religionsgemeinschaften die Militärdienstverwei-
gerung zugesteht.

1 6)

Im Zug der Anp assung an Nato-
Standards hat Rumänien allerdings Ende 2 0 0 6 den
Kriegsdienstzwang abgeschafft, womit sich das
Problem der Militärdienstverweigerung auf die Mi-
litärangehörigen reduziert, b ei denen sich erst
während ihres Dienste s der Wunsch nach Verwei-
gerung entwickelt.

Die Kriegsdienstverweigerungsgesetze , wie sie
seit dem Ersten Weltkrieg zuerst in nordwe steuro-
p äischen prote stantisch geprägten Staaten ent-
standen und im Lauf der Jahrzehnte auch in ande-
ren europ äischen Ländern üblich wurden, b e-
schränken das Recht auf Kriegsdienstverweige-
rung meist nicht mehr auf Angehörige b estimmter
Religionsgemeinschaften, sie sind ab er immer
no ch die sem historischen Vorbild verhaftet.

Um in der Bundesrepublik D eutschland als Mi-
litärdienstverweigerer anerkannt zu werden, mu ss
auch ein säkularer Antragsteller tendenziell dem
Bild des christlichen ab solut Gewaltfreien entspre-
chen .

Von der Gewissensunterwerfung
zur Gewissensprüfung

In der Gewissensprüfung, wie sie in D eutschland
und in ähnlich strukturierten Staaten üblich ge-
worden ist, wird wegen Kriegsdienstverweige-
rung aus Gewissensgründen anerkannt, wenn fe st-
ge stellt wird , dass er o der sie

1 7)

aufgrund seiner
o der ihrer gewissensbedingten Persönlichkeits-
struktur im Rahmen des Militärdienste s nicht töten
kann, ohne schweren seelischen Schaden zu erlei-
den . Im Vordergrund steht der Zwang der vom Ge-
wissen ausgeht, laut Bundesverfassungsgericht
»ein wie immer b egründb are s, j edenfalls ab er re al
erfahrb ares seelische s Phänomen (. . . ) , dessen For-
derungen, Mahnungen und Warnungen den Men-
schen unmittelb ar evidente Geb ote unb edingten
Sollens sind . «

1 8)

1 6) Vgl . War Resisters' International : The Right to Refu se to B ear
Arms . h ttp://www. wriirg. org/co/rtba/roma n ia. h tm , Üb erarb ei-
tung von 2 0 0 5 , gelesen 3 1 . 1 2 . 2 0 0 6 .

1 7) Neuerdings stellt sich das Problem der Gewissensprüfung auch
für Frauen, wenn sie wie in Israel zwangsrekrutiert werden o der
wenn sie als B erufssoldatinnen, deren Zahl in westlichen Ländern
seit einigen Jahren steigt, während ihrer Militärdienstzeit nach-
träglich verweigern. Wegen der im weltweiten M aßstab sehr ge-
ringen Fallzahl von gewissenprüfungsb etroffenen Frauen ver-
wende ich hier im Interesse einer besseren Le sb arkeit nur die
männliche grammatikalische Form .

1 8) Entscheidung vom 2 0 . 1 2 . 1 9 60 , zitiert nach Schwamb orn, Win-
fried : H andbuch für Kriegdienstverweigerer. Pahl-Rugenstein,
Köln 9 1 9 8 3 , S . 39 , vgl . auch h ttp://arch iv. tuchem n itz. de/pub/
199 7/0035/k3. h tml, h ttp://lexetius. co m/2005, 1829 (2 5 . 0 1 . 2 0 07)
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D as Bunde sverwaltungsgericht definiert eine
Gewissensentscheidung als »eine ernste sittliche
Entscheidung, die für den B etroffenen als innerer
Zwang verbindlich ist. «

1 9)

D as Gewissen wird also als ein real erfahrb arer
und damit letztendlich auch üb erprüfb arer »Zu-
stand«

2 0)

einer Person b egriffen, der sie zu einem
be stimmten Handeln zwingt. Ein solcher Gewis-
sensb egriff verneint die freie Willensbildung de s
Individuums . D er Einzelne ist demnach einem
Zwang ausgeliefert, ob er will o der nicht. Er wird
als von einer fremden Autorität gesteuert gesehen,
die ihm b efiehlt, was zu tun ist − ganz offensichtlich
ein Au sfluss der religiö sen Autoritätsgläubigkeit,
die den Menschen dem Willen Gotte s unterwirft
und au sliefert.

E s geht also keine swegs darum, ob der Einzelne
Militärdienst leisten will, sondern darum, ob er Mi-
litärdienst leisten kann − letztendlich nichts ande-
res als eine weitere Variante der Untauglichkeit, zu-
sätzlich zur Untauglichkeit aus medizinischen
Gründen .

Nicht anerkannt wird derj enige , der aufgrund
rationaler Abwägung seiner und anderer Men-
schen Intere ssen und unter B erufung auf seine
Rechte als Individuum keinen Kriegsdienst leisten
will . Anerkannt wird nur, wer keinen Militärdienst
leisten kann, ab er nicht, wer zwar könnte , wenn er
wollte , ab er nicht will .

Leitbild der Kriegsdienstverweigerung aus Ge-
wissensgründen ist im Grunde nach wie vor der ab-
solut gewaltfreie Christ.

Als der franzö sische Pazifist Louis Lecoin von
anarchistischer Seite gefragt wurde , warum er in-
haftierte Kriegsdienstverweigerer, die den Zeugen
Jehovas angehörten, unterstütze , antwortete er:
»Seid versichert, das sind n ich t die Kriegsdienst-
verweigerer, die wir bevorzugen. Ihre Verweige-
rung ist n ich tgrundsä tzlich gen ug und ko m m t im
allgemeinen n ich t vo n ihnen selbst, so ndern durch
das Ko m mando eines Go ttes, dem sie blind erge-
ben sind. Ich bekenne h ierfreim ü tig, dass die Zeu-

gen Jeh o vas eine beso ndere A rt Deisten sind und
dass m ir die gesellschaftliche >Zukunft <, die siefür
uns bereit halten, weit wen iger sympa th isch ist als
die anderer Gla ubensrich tungen. A ber − o b uns
das n un gefällt oder n ich t − sie sind es, die seitJah-
ren die Gefängn issefüllen, nachdem sie die Armee
und den Krieg abgelehn t ha ben. « 2 1 )

Typisch für den christlichen gewaltfreien Sek-
tenangehörigen, der aus Glaub ensgründen den
Kriegsdienst verweigert, ist nicht nur die Auto-
ritätsgläubigkeit. Die Selb stverleugnung geht so-
gar so weit, dass er häufig Gefängnis o der Tod in
Kauf nimmt, ohne sich dagegen zu wehren .

Die einzelnen Elemente de s Konzepts der
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen
laden zur Gewissensprüfung ein . Wenn der freie
Wille de s Individuums schon konzeptionell als irre-
levant einge stuft wird , ist e s auch konsequent,
wenn andere und nicht der o der die B etroffene
selb st darüb er b efinden, ob eine Gewissensent-
scheidung vorliegt o der nicht.

Wird das Gewissen als feststellb arer Geisteszu-
stand definiert, der zur Untauglichkeit für den Mili-
tärdienst führt, liegt nichts näher, als zu überprü-
fen, ob dieser Zustand vorhanden ist, analog zur
Untersuchung der körperlichen Tauglichkeit in
der Musterung. Zum Musterungsausschu ss gesellt
sich dann der Gewissensprüfungsausschu ss .

Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgrün-
den impliziert auch, dass diej enigen, die keine Ge-
wissensgründe nachweisen können o der gar nicht
die sen Anspruch erheb en, nicht anerkannt werden
und auch nicht verdienen, anerkannt zu werden .

Konsequenzen der Kriegsdienst-
verweigerung aus Gewissensgründen:
Diskriminierung nicht-religiöser Verwei-
gerer und Psychop athologisierung

D as Konzept der Kriegsdienstverweigerung au s
Gewissensgründen hat auch zur Folge , dass unter
Kriegsdienstverweigerern diskriminiert wird .
Nicht-religiö se Kriegsdienstverweigerer werden
genötigt, sich als etwas darzustellen, was sie meis-
tens nicht sind .

D as reduziert zunächst ihre Chancen auf Aner-
kennung in der Gewissensprüfung . Die j ahrzehnte-
lange Erfahrung mit der Gewissensprüfung in der
Bunde srepublik D eutschland b elegt, dass religiö s
argumentierende Verweigerer wesentlich leichter
anerkannt wurden als Verweigerer, die keinen
o der nur einen schwachen religiö sen Hintergrund
vorweisen können . Zur Zeit der mündlichen Ge-
wissensprüfung kam erschwerend hinzu , dass
nicht-religiö se Verweigerer mit geringem schau-
spielerischem Talent und wenig Neigung zur Heu-
chelei no ch schlechter ge stellt waren .

E s gab zwar Grundsatzurteile zugunsten politi-
scher und rationaler Gründe , do ch das interessier-
te die Gewissensprüfungsgremien wenig . Wer po-
litisch o der rational argumentierte , wurde häufig
in erster und zweiter Instanz von den Prüfungsgre-
mien der Bundeswehr abgelehnt und erst von der
dritten Instanz, dem Verwaltungsgericht, aner-

F or u m Pazi fi s mus

1 9) Zitiert nach Schwamb orn : H andbuch , S . 39 . Ähnlich auch in der
Entscheidung des 2 . Wehrdienstsenats vom 2 1 . 0 6 . 2 0 0 5 : »Eine Ge-
wissensentscheidung ist j ede ernste sittliche , d .h . an den Katego-
rien von >Gut < und >B ö se < orientierte Entscheidung, die der Einzel-
ne in einer b estimmten Lage als für sich bindend und unb edingt
innerlich verpflichtend erfährt, so dass er gegen sie nicht ohne
ernste Gewissensnot handeln könnte . « BVerwG 2 WD 1 2 . 0 4 TD G
N 1 VL 2 4/0 3 h ttp://www. bverwg. de (2 5 . 0 1 . 2 0 07) (a uszugsweise
veröffen tlich t inF or u m Pazi fi s mus 0 7)

2 0) Kari Palmen: Refu sal of military service as a political act and its si-
gnificance for the individu al . In: In: Youth and Conscription (Kim-
mo Kiljunen/Jouko Väänänen [ Hrsg . ] ) (IPB/WRI/Peace Union of
Finland/Union of Conscientious Obj ectors in Finland) Genf/Lon-
don/Helsinki 1 9 87, S . 1 60-68 , S . 1 60

2 1 ) Lecoin, Louis : Le Cours d 'une Vie . Selb stverlag, Paris 1 9 6 5 , S . 2 4 1 ,
zitiert nach : M arin, Lou : Humanistische Verweigerung im Algeri-

enkrieg . In : Kriegsdienste verweigern. Pazifismus heute . Homma-
ge an O ssip K. Flechtheim . (Wolfram B eyer [ Hrsg . ] ) Humanisti-
scher Verb and B erlin/IDK, B erlin 2 0 0 0 , S . 3 1 -4 2 , S . 39
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kannt. Eine Bro schüre der DFG-VK von 1 9 8 5 trug
den b ezeichnenden Titel »Politisch begründet und
do ch anerkannt« . Ange sichts der Rechtssprechung
von 1 9 8 5 , die von Verweigerern sowohl in einer
Kriegssitu ation als auch in einer zivilen Notwehrsi-
tuation gleichermaßen ab solute Gewaltfreiheit
verlangte , ohne den Antragstellern zuzuge stehen,
zwischen diesen unterschiedlichen Situationen zu
differenzieren, wurde von »Psychop athologisie-
rung«

2 2 )

ge spro chen .
Unabhängig davon, wie eng o der weit die aner-

kennenswerten Gewissensgründe gefasst werden
o der wie lib eral die Gewissensprüfung gehand-
habt wird , wird der Kriegsdienstverweigerer aus
Gewissensgründen genötigt zu b ehaupten, dass er
nicht anders handeln könne . Er mu ss sich als
Mensch darstellen, der aufgrund seiner Persönlich-
keitsstruktur in seinen Handlungsmöglichkeiten
fe stgelegt ist. Er darf sich nicht au s freiem Willen
gegen Militärdienst entscheiden . Er mu ss sich als
zwanghaft Handelnder darstellen, der aufgrund
seiner Gewissensbehinderung untauglich fürs Mi-
litär ist.

Unglaubwürdigkeit
und Probe aufs Gewissen

Ein rational denkender Mensch, der damit konfron-
tiert wird , für den Krieg zwangsrekrutiert zu wer-
den o der zumindest in einer Kaserne gefangen ge-
halten zu werden, denkt in erster Linie an sein eige-
nes Leb en, seine eigene körperliche Unversehrt-
heit und seine eigene Freiheit. Erst in zweiter Linie
denkt er an diej enigen, die er möglicherweise auf
B efehl ermorden o der verletzen soll .

B ei der Kriegsdienstverweigerung aus Gewis-
sengründen wird den B etroffenen zugemutet, ei-
nen Altruismus zu vertreten, der so weitgehend
und selb stverleugnend ist, dass ihn nur äußerst we-
nige Menschen wie radikal gewaltfreie christliche
Sektierer o der Mönche glaubwürdig vertreten kön-
nen, die ihre eigene Persönlichkeit zugunsten der
vermeintlichen Geb ote ihres Gotte s zurückstellen .
Alle anderen Menschen wirken dadurch zwangs-
läufig mehr o der weniger unglaubwürdig.

D as gilt nicht nur für die staatliche Gewissens-
prüfung, sondern auch für die Kriegsdienstverwei-

gerungsb ewegung selb st. Sie proklamiert das
»Recht, das Töten zu verweigern« .

2 3 )

D o ch wer wagt es schon, das Recht, nicht getötet
zu werden, zu fordern? Jeder Mensch mit Selb ster-
haltungsintere sse muss zwangsläufig daran den-
ken . D o ch die allseits b etonten Gewissensgründe
erzwingen eine gekünstelte altruistische Heuche-
lei . D amit soll nicht ge sagt werden, dass es unglaub-
würdig ist, wenn Kriegsdienstverweigerer erklä-
ren, dass sie andere Menschen nicht töten wollen .
D as ist sogar äußerst glaubwürdig. D enn zur Mord-
b ereitschaft auf B efehl müssen Menschen erst
durch den militärischen Drill erzogen werden .
D o ch wer so tut, als ob sein eigenes Lebens- und
Überleb ensinteresse unwichtig und nicht erwäh-
nenswert sei, und kein Wort darüb er verliert, mu ss
unglaubwürdig wirken, falls er nicht zur ver-
schwindend kleinen Minderheit gehört, die wirk-
lich so denkt.

B ezüglich de s Altruismus im Sinn der Aufopfe-
rung für ein Kollektiv o der eine Ideologie muss al-
lerdings angemerkt werden, dass die meisten Altru-
isten und Altruistinnen sich altruistisch verhalten,
weil e s ihren Idealen entspricht, weil e s ihrem Ge-
wissen wohl tut, weil sie sich dab ei wohlfühlen,
weil ihr Sozialprestige steigt o der weil sie sich,
wenn sie an entsprechende Religionen glauben, ei-
nen b e sonders vorteilhaften Platz im Leb en nach
dem To d o der eine Wiedergeburt in b esseren Um-
ständen erarb eiten wollen . Letztendlich steckt hin-
ter diesen Altruismen eb en do ch wieder ein Egois-
mus , sei es ein b ewusster, sei e s das Phänomen, das
Stirner den »unfreiwilligen Egoisten«

2 4)

nennt, der
glaubt, sich für Höhere s aufzuopfern, ab er es letzt-
endlich doch für sich selb st tut.

Auch wenn davon ausgegangen wird , dass e s
fe ststellb are Gewissensgründe gibt, bleibt das
Problem, wie die se festge stellt werden sollen . E s
kann nicht zweifelsfrei fe stge stellt werden, was ein
Mensch wirklich denkt.

Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst
verweigert, sieht sich dem Verdacht ausge setzt,
do ch nur »gewisse Gründe« zu hab en, wie man in
den 1 970er Jahren oft zu hören b ekam . Wenn Men-
schen massenhaft zur offenkundigen Heuchelei ge-
zwungen werden, weil nur wenige Gründe als Ge-
wissensgründe anerkannt werden, ist ein solcher
Verdacht sogar unvermeidlich . Allein schon die oft
mit sadistischer Menschenverachtung betrieb ene
mündliche Gewissensprüfung veranlasste etliche
ihrer Opfer, über die Grenzen der Gewaltfreiheit
nachzudenken . Allerdings sind aus den schlimms-
ten Zeiten der Gewissensinquisition in der
Bundesrepublik D eutschland nur Selb stmorde von
nicht anerkannten Kriegsdienstverweigerern b e-

2 2 ) Pusch , Rüdiger: Art. 4 Ab s . 3 GG − Die Kahlschlagsanierung eines
Grundrechte s . In: Jahrbuch 1 9 8 5 . Komitee für Grundrechte und
D emokratie . Sensb achtal 1 9 8 6 . S . 2 9-3 6 , S . 3 6 . Die fehlende D iffe-
renzierung ging sogar no ch weiter: Verweigerer, die einen Füh-
rerschein hatten, wurden ab gelehnt, weil sie damit zur Tötung
von Menschen genauso b ereit seien wie Sold aten. In einem Fall
wurde ein Verweigerer, der zum Verdruss de s Gewissensprü-
fungsausschu sses üb er keinen Führerschein verfügte , ersatzwei-
se gefragt, wie er sich denn fühlen würde , wenn er mit einem
Fahrrad ein Kind töten würde . Ihm wurde im Ablehnungsb e-
scheid angekreidet, dass er »lapidar« zwischen der Mitarb eit in ei-
ner Organisation wie dem Militär, die zielstrebig das Töten vorb e-
reitet und praktiziert, und einem unb eab sichtigten Unfall unter-
schied . Allerdings führte dies allein nicht zur Ablehnung . D a die
Gewissensprüfer ahnten, d ass ihre Ablehnungsgründe wenig
üb erzeugend wirkten, fälschten sie d as Verhandlungsprotokoll,
indem sie dem Antragsteller eine Aussage in den Mund legten, die
sogar der Meinung des Antragstellers direkt entgegengesetzt war.

2 3) The right to refuse to kill . Zeitschrift des Europe an Bure au for
Conscientious Obj ection (EB C O)/Bureau européen de l' obj ecti-
on de conscience (B E O C) . Ähnlich auch : Refu sing to kill . Publika-
tion der Peace Pledge Union in Großb ritannien.

2 4) M ax Stirner: D er Einzige und sein Eigentum . Philipp Reclam jun . ,
Stuttgart 1 972 , S . 39
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kannt,
2 5 )

keine Gewaltakte mit To de sfolge gegen
die Gewissensprüfer und Gewissensprüferinnen .

Aufgrund der j eder Gewissensprüfung inhären-
ten Zweifel wurden und werden weitere B eweise
für die Ernsthaftigkeit der Gewissensentscheidung
gefordert. Auch hier wirkt das B eispiel der christli-
chen Sektierer mit ihrer B ereitschaft zum Leiden
und zum Märtyrertum nach . Man erwartet häufig
vom Kriegsdienstverweigerer, dass er bereitwillig
leidet und Nachteile auf sich nimmt. Er soll nicht
einfach ohne j egliche Repression sein Leb en und
seine Freiheit genießen . Nein, er soll einen Ersatz-
dienst leisten . D a seine Gewissensentscheidung
angezweifelt wird , liegt die Forderung nahe , dass
der Ersatzdienst länger oder deutlich unb equemer
sein soll als der Militärdienst. So hat z . B . das Bundes-
amt für Zivildienst einmal die Einrichtung einer Zi-
vildienststelle abgelehnt, weil sie den Dienstleis-
tenden nicht au sreichend »p sychisch und phy-
sisch« b elaste , um die »Prob e auf die Echtheit der
Gewissensentscheidung«

2 6)

gewährleisten zu kön-
nen . Würde Kriegsdienstverweigerung als Men-
schenrecht b etrachtet, wäre e s abwegig, Menschen
für seine Inanspruchnahme zu b estrafen . Wird sie
lediglich als Recht aufgrund einer Gewissensent-
scheidung gesehen, öffnet dies den Weg für Gewis-
sensprüfungen und Repressionen aller Art.

Machterhalt der Kirchen

Die Kriegsdienstverweigerung aus Gewissens-
gründen, wie sie in D eutschland praktiziert wird ,
diskriminiert nicht nur nicht-religiö se Verweige-
rer, sie trägt auch zum M achterhalt der Kirchen b ei .
Am deutlichsten profitieren die Kirchen von der
billigen Arb eitskraft der Zivildienstleistenden, so
dass sie schon aus eigenem ökonomischem Interes-
se den für sie so lukrativen Kriegsdienstzwang b e-
fürworten. Allein dadurch, dass dem Recht auf
Kriegsdienstverweigerung das religiö s geprägte
Konzept des Gewissens zugrunde gelegt wird , er-
halten die Kirchen enorme diskursive M acht. Ih-
nen wird automatisch sachliche Kompetenz zuge-
spro chen, was ihren Einflu ss steigert. Die Kirchen
engagieren sich seit Jahrzehnten in der Kriegs-
dienstverweigerungsb eratung, allerdings bisher
meist mit dem Ziel, die Verweigerer in den Zivil-
dienst und damit in den meisten Fällen in den
Dienst der Kirche zu bringen .

2 7)

Geistliche und da-
mit die Kirchen gewannen und gewinnen durch ih-
re Hilfe für Kriegsdienstverweigerer als B erater
und als B eistände im Anerkennungsverfahren An-
erkennung.

Re alistisch b etrachtet helfen in die sem Fall die
Kirchen b ei Problemen, die sie selb st mitverur-
sacht hab en, indem sie den Kriegsdienstzwang b e-
fürworten und das Konzept der Kriegsdienstver-
weigerung au s Gewissensgründen prop agieren,
das e s auch säkularen Verweigerern ratsam erschei-
nen lässt, die Hilfe eines Pfarrers in Anspruch zu
nehmen, weil solche b ei Gewissensprüfungsgre-
mien b esser ange sehen sind als B eistände au s p azi-
fistischen Organisationen . E s gäb e keine Notwen-
digkeit für kirchliche Kriegsdienstverweigerungs-
b eratung ohne den kirchlich b efürworteten
Kriegsdienstzwang und ohne Bindung des Rechts
auf Verweigerung an Gewissensgründe und die da-
raus resultierende Privilegierung von religiö sen
Gründen .

Manche säkulare Verweigerer dürften e s auch
als Affront empfinden, dass ausgerechnet die sich
als Experten für Kriegsdienstverweigerung auf-
spielenden Geistlichen selb st von der Kriegs-
dienstleistung b efreit sind , dass sie ab er von den ge-
wöhnlichen Gläubigen erwarten, dass sie sich dem
Dienstzwang unterwerfen, ob militärisch o der zi-
vil .

Erst seit wenigen Jahren weisen auch B erater
mit kirchlichem Hintergrund Dienstpflichtige
deutlich auf die Möglichkeit hin, sich den Zeit-
punkt für den Antrag auf Kriegsdienstverweige-
rung gut zu üb erlegen, um durch taktisch geschick-
te s Verhalten b estimmte Leb ensziele zu erreichen,
z . B . eine Zurückstellung wegen Ausbildung o der
Studiums o der sogar keinerlei Ableistung von Bun-
deswehr- oder Zivildienst.

Von der katholischen Zivildienstseelsorge de s
Erzbischöflichen Ordinariats München kam aller-
dings prompt der Vorwurf, dass die Zentralstelle
für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer
mit solchen Hinweisen »zum Lügen und Täuschen«
aufrufe . D as von der Zentralstelle empfohlene Ver-
halten schädige »das Ansehen aller ehrlichen
Kriegsdienstverweigerer« .

2 8)

Schutz vor staatlicher
Rekrutierung für Bunde swehr und Zivildienst gilt
also katholischerseits als Lügen und Täuschen; wer
eigene Leb ensziele verwirklicht, statt zum Nutzen
der Kirche für einen geringen Sold und weitge-
hend rechtlo s im Zivildienst zu arb eiten, wird als
unehrlicher Kriegsdienstverweigerer diffamiert.

Gewissen und situationsbedingte oder
selektive Kriegsdienstverweigerung

D as Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Ge-
wissensgründen wird zur Zeit üb erwiegend mit
der prinzipiellen Ablehnung von Krieg verbunden .
Eine Alternative ist die selektive o der situationsb e-
dingte Kriegsdienstverweigerung . Die se würde
b edeuten, dass nicht der Krieg an sich, sondern der
Militärdienst z . B . für einen b estimmten Staat, mit

2 5 ) Siehe z . B . To de sanzeige in Fra nkfurter Allgemeine Zeitung,
2 3 . 0 1 . 1 974

2 6) Zitiert nach Frankfurter Rundscha u , 0 4 . 0 3 . 1 9 9 1 .

2 7) Als herausragende Au snahme ist der prote stantische Pfarrer
Heinrich Grißhammer zu nennen, der den Kriegsdienstzwang
seit seiner Einführung in den 1 9 5 0 er Jahren fünfJahrzehnte lang
energisch verurteilt und totale Kriegsdienstverweigerer unter-
stützt hat, u . a. in seiner Zeitschrift »Die Nachrichten« . F or u m Pazi fi s mus

2 8) Rehm, H ans : D ie Zentralstelle KDV fordert zum Lügen und Täu-
schen auf. In:F or u m Pazi fi s mus Nr. 7, Nr. III/2 0 0 5 S . 2 0-2 2 .
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1 2

b estimmten Mitteln, für eine be stimmte Ideologie
o der für einen b estimmten Zweck als verwerflich
eingestuft und verweigert wird .

Seit den 1 9 8 0er Jahren hab en verschiedene
nicht-p azifistische o der nicht notwendigerweise
p azifistische Verweigerer Aufmerksamkeit erregt
und auch in der Friedensb ewegung Wertschätzung
erfahren . Südafrikaner und Namibier hab en in den
1 9 8 0er Jahren speziell den Kriegsdienst für das
Ap artheid-Regime verweigert, ohne Militär und
Krieg generell abzulehnen .

2 9)

Im zerfallenden Ju-
go slawien in den 1 9 9 0er Jahren desertierten Zehn-
tau sende ,

3 0)

die durchaus b ereit gewe sen wären, Ju-
go slawien gegen äußere Angriffe zu verteidigen,
aber nicht Menschen im eigenen Land massakrie-
ren o der vertreib en wollten, nur weil sie einer an-
deren ethnischen Gruppe angehören . Seit Jahren
verweigern Israelis gezielt den Dienst in den b e-
setzten p alästinensischen Gebieten, weil sie zwar
Israel verteidigen, ab er nicht die p alästinensische
B evölkerung unterdrücken wollen .

3 1 )

All die se Ver-
weigerer hätten in einer bunde sdeutschen staatli-
chen Gewissensprüfung keine Chance auf Aner-
kennung.

Ein Grund ist das historische Leitbild der grund-
sätzlich gewaltfreien christlichen Sektierer, deren
prinzipielle Ablehnung aller Kriege als Maßstab für
die Ausgestaltung der Kriegsdienstverweigerungs-
ge setze genommen wurde . Eine Ausweitung der
akzeptablen Verweigerungsgründe ist im Rahmen
de s Konzepts der Verweigerung au s Gewissens-
gründen denkb ar, ab er e s ist unwahrscheinlich,
dass sich die Staaten darauf einlassen.

Die Ge staltung der gegenwärtigen Kriegs-
dienstverweigerungsgesetze in Westeurop a hat
nicht allein historische Gründe , sondern folgt der
Logik und dem Intere sse von Militär und Staat.

Verweigern darf nur, wer nicht töten kann, also
charakterlich für den Militärdienst auf j eden Fall
untauglich ist, ab er nicht der, der zwar könnte ,
wenn er wollte , ab er nicht will . D as Militär hat
mehr als zwei Jahrtausende lang Metho den entwi-
ckelt, um den Willen der zweiten genannten Kate-
gorie von Menschen zu brechen und sie gegen ihre
Überzeugung und gegen ihren Willen zum Militär-
dienst zu zwingen .

Soldaten sollen B efehlen gehorchen, sie nicht in
Frage stellen . Die Möglichkeit der selektiven Ver-
weigerung würde j edo ch die Zuverlässigkeit der
Militärmaschinerie gefährden . Ständig wäre damit
zu rechnen, dass Soldaten einzelne Einsätze in Fra-
ge stellen . Ein Verweigerer, bei dem feststeht, dass
er für keinerlei Militärdienst zu gebrauchen ist, ver-

schafft dem Militär mehr Planungssicherheit als
Soldaten, die sich au ssuchen dürfen, für welchen
Zweck und gegen welchen Gegner sie in den Krieg
ziehen .

Gerade ange sichts der B ereitschaft we stlicher
Staaten, das Völkerrecht wie im Ko sovo-Krieg im-
mer öfter zu missachten, liegt es nahe , ein Recht auf
Verweigerung völkerrechtswidriger Einsätze zu
fordern . D o ch schon j etzt sind in den meisten Staa-
ten Soldaten an Völkerrecht und Kriegsvölkerrecht
gebunden . Ein Staat, der illegal Krieg führt, wird
dies selb st kaum zugeb en o der wie im Präzedenz-
fall de s Ko sovo-Kriegs erklären, dass aufgrund an-
derer höherwertiger Güter j enseits der internatio-
nalen Legalität gehandelt werden müsse . D eshalb
ist e s wahrscheinlicher, dass situationsb edingte
Kriegsdienstverweigerung von außen anerkannt
wird . B eispiele sind die Empfehlungen der UN,
denj enigen Aufnahme zu gewähren, die sich den
Ap artheid-Streitkräften verweigerten, die Re solu-
tionen des Europ äischen Parlaments zugunsten
von Verweigerern und D e serteuren au s den jugo-
slawischen Auflö sungskriegen sowie die den po st-
jugo slawischen Staaten auferlegten Amne stien für
D eserteure .

D enkb ar ist die Anerkennung situ ationsb eding-
ter Verweigerung am ehe sten im Nachhinein bei
veränderten politischen Kräfteverhältnissen o der
im Asylrecht. B ezüglich des Rechts auf Zwangsrek-
rutierung sind die Regierungen untereinander so-
lidarisch, ab er in b estimmten Situ ationen können
sie aus politischen und humanitären Erwägungen
für be stimmte Verweigerer eine Ausnahme ma-
chen .

Die Kriegsdienstverweigerung au s Gewissens-
gründen ist konzeptionell durchaus mit situations-
b edingter Verweigerung komp atibel . E s ist j edo ch
d as Intere sse an der Funktionsfähigkeit de s Mili-
tärs , das der staatlichen Anerkennung situations-
spezifischer Verweigerung entgegensteht. Im Un-
terschied zur Verweigerung aus Gewissensgrün-
den würde ein Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung automatisch auch die selektive Ver-
weigerung einschließen .

Alternative Gewissensprüfung
in der Friedensbewegung

D as Konzept der Verweigerung aus Gewissens-
gründen macht notwendigerweise das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung zu einem Ausnahme-
recht, nicht zu einem Menschenrecht für alle . D a-
raus ergibt sich auch die Schlussfolgerung, dass
nicht alle ein Recht auf Kriegsdienstverweigerung
haben sollen .

Die se Auffassung ist in D eutschland nicht nur
ge samtge sellschaftlich tief verankert, sondern
auch in der Friedensb ewegung . Selb st ein ge achte-
ter und b ekannter Pazifist und Friedensforscher,
der selb st no ch mit der mündlichen Gewissensin-

2 9) Vgl . : Kriegsdienstverweigerung in Südafrika. (DFG-VK Kassel u .
Offenb ach [ Hrsg . ] ) 1 9 8 6 ; Ap artheid ist Krieg (AG Südliche s Afri-
ka in der DFG-VK [ Hrsg . ] ) Offenb ach/B erlin 1 9 89 .

3 0) Vgl . Women in Black/Æene u crnom : D eserters from the War in
Former Yugo slavia. B elgrad 1 9 9 4

3 1 ) Zur Verweigerung de s Dienste s in den b e setzten p alästinensi-
schen Gebieten: www.yeshgvul. org. Zur Kriegsdienstverweige-
rung in Israel darüb er hinaus : www. newprofile. org
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quisition konfrontiert war und für gewaltfreie Ak-
tionen gegen Atomwaffen schon Gefängnisstrafen
auf sich genommen hat, kann b ezüglich der 1 9 60er

Jahre zum Urteil kommen : »Damals m usste sichje-
der Verweigerer einer hoch no tpeinlichen Gewis-
sensprüfung vor einem A ussch uss un terziehen.
Viele wurden abgeleh n t, ein ige sicherlich zu Rech t,
andere aber, weil sie a ufdie Fangfragen der Ko m-
m issio nsm itglieder n ich t die rich tige A n twort zu
geben wussten. « 3 2 )

D ass es Kriegsdienstverweigerer gibt, die zu
Recht abgelehnt werden, ist nach wie vor selb st in
der Friedensb ewegung eine weit verbreitete Auf-
fassung, die ab er selten, wie im vorliegenden Fall,
zu Papier gebracht wird .

Gewöhnlich wird in der Friedensb ewegung we-
nig über Kriegsdienstverweigerung nachgedacht
und deb attiert. Eine b edeutende Au snahme war
die Disku ssion um den O st-B erliner Verweigerer
Niko Hübner.

3 3 )

Er verweigerte 1 978 den Dienst in
der Nationalen Volksarmee . Allerdings b erief er
sich nicht auf Gewissensgründe , sondern auf den,
was deutsches Militär b etraf, entmilitarisierten Sta-
tus von ganz B erlin . Dieser Status wurde in den
West-Sektoren weitgehend respektiert, auch wenn
die Bundeswehr mit allerlei Tricks immer wieder
versuchte , nach We st- B erlin geflüchtete We stdeut-
sche zum Kriegsdienst zu zwingen .

3 4)

Einwohner
des Sowj etsektors wurden j edo ch für den Dienst in
der NVA zwangsrekrutiert. Niko Hübner wurde in-
folge seiner Verweigerung zu fünf Jahren Gefäng-
nis verurteilt.

In der Friedensb ewegung Westdeutschlands
und West-B erlins kam e s zu einer heftigen D eb atte .
Die damals innerhalb der Friedensbewegung

mächtige DKP und ihre Verbündeten b e stritten ve-
hement, dass Niko Hübner ein Kriegsdienstverwei-
gerer sei, andere unterstützten ihn in der Annah-
me , dass er Pazifist sei . Als er nach mehreren Mona-
ten Haft in den Westen entlassen wurde , erklärte
Hübner, dass er kein Pazifist sei und durchaus b e-
reit sei, in der Bunde swehr seinen Dienst zu leisten .
Er war allerdings klug genug, sich in We st-B erlin au-
ßerhalb der Reichweite der Bundeswehr niederzu-
lassen . Zum Leidwesen seiner p azifistischen Unter-
stützer nahm er einen mit 1 0 . 0 0 0 M ark dotierten
Preis aus den Händen von Franz-Jo sef Strauß entge-
gen .

In der heftigen D eb atte zeigte sich, wie sehr das
Prinzip , das Recht auf Kriegsdienstverweigerung
von der Ge sinnung abhängig zu machen, verinner-
licht worden war und für politische Interessen, in
die sem Fall vor allem das B e streb en des DKP-Spek-
trums, die DDR zu verteidigen, instrumentalisiert
werden konnte . Ein Großteil der D eb atte entsp ann
sich um die Frage , ob Hübner Pazifist sei o der nicht
und ob er de swegen als Kriegsdienstverweigerer
anzusehen sei oder nicht. Nur wenige Stimmen
wollten ihn unabhängig von seiner Ge sinnung als
Kriegsdienstverweigerer wahrnehmen .

Die DFG-VK Marburg schrieb : » Unsere Solidari-
tä t ist un teilbar undgilt allen, die sichjeder kriege-
rischen A useinandersetzung zwischen den Staa-
ten widersetzen, oh ne dass wir der staa tlichen Ge-
wissensprüfung unsere eigene vorschalten. Wir
wollen uns lieber in der Frage des Menschenrech-
tes Kriegsdienstverweigerung zweimal zu oft zu
Wort gemeldet haben, als einmal zu wen ig. « 3 5 )

Auch hier wird die Solidarität einge schränkt, in-
dem vom Verweigerer erwartet wird , dass er j eden
Krieg ablehnt, und nicht in erster Linie gewürdigt
wird , dass er den Kriegsdienst, der von ihm ver-
langt wird , verweigert. Aber immerhin wird der
Gewissensprüfung eine Ab sage erteilt.

Wer das Recht auf Kriegsdienstverweigerung an
Gewissen und Ge sinnung bindet, mu ss zwangsläu-
fig eine Gewissens- oder Gesinnungsprüfung vor-
nehmen und selektieren, wer das Recht in An-
spruch nehmen darf und wer nicht. Wer hingegen
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung als Men-
schenrecht für alle ansieht, ge steht j edem Individu-
um das Recht aufVerweigerung des Kriegsdienste s
zu . In die sem Fall erübrigt sich eine Gesin-
nungsprüfung, weil man sich ohnehin nicht
zwangsläufig die Motivation de s B etreffenden zu
eigen machen will und auch nicht mit ihm zusam-
menarb eiten mu ss .

Die politische Überzeugung des B etroffenen
spielt erst dann eine Rolle für diej enigen, die das
Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung
vertreten, wenn sie sich üb erlegen, ob und mit wie
viel Energie sie den Verweigerer unterstützen wol-
len. Ab er das ist dann eine von Umständen und Ka-

3 2 ) Wolfgang Sternstein : Mein Weg zwischen Gewalt und Gewaltfrei-
heit. Autobiographie . B o oks on D emand , Norderstedt 2 0 0 5 , S . 6 3 .
D ass nur abgelehnt wurde , wer nicht die »richtigen Antworten«
gab , ist sachlich falsch . D ie Gewissensprüfung war und ist ein
Willkürverfahren, abhängig vor allem von der Intere ssenslage
von Staat und Bunde swehr, ab er auch der Gehässigkeit und Feind-
seligkeit der einzelnen Mitglieder der Gewissensprüfungsgremi-
en . E s genügte keine swegs , die »richtigen« Antworten zu geb en .
Erstens war und ist keineswegs genau fe stgelegt, was »richtige«
Antworten sind , zweitens konnten mit dem Einwand der man-
gelnden Glaubwürdigkeit selb st die nach Rechtslage »richtigsten«
Antworten zur Ablehnung führen. Einem Kriegsdienstverweige-
rer, der ziemlich genau das sagte , was üblicherweise zur Anerken-
nung führt, wurde entgegnet: »D as glaub en wir Ihnen nicht. « Er
wurde erst nach neun J ahren Verfahrensdauer anerkannt. Gegen-
wärtig (2 0 07) kann die Bunde swehr au s Kap azitätsgründen nur
einen Bruchteil der Dienstpflichtigen einb erufen, so dass hohe
Verweigererzahlen im staatlichen Intere sse liegen . D enn nur an-
erkannte Kriegsdienstverweigerer müssen und können Zivil-
dienst leisten. Würde ihnen die Anerkennung üb ermäßig er-
schwert, würden no ch mehr männliche Jugendliche davonkom-
men, ohne Militärdienst o der Zivildienst geleistet zu hab en . Wäh-
rend de s O st-We st-Konflikts wurden Anträge auf Kriegsdienstver-
weigerung nicht so b ereitwillig anerkannt wie heute . So wie heu-
te willkürlich fast alle Antragsteller, die die nötigen Unterlagen
vorschriftgemäß einreichen, anerkannt werden, könnten auf-
grund der b e stehenden Ge setze genauso gut fast alle abgelehnt
werden . B eim heutigen schriftlichen Verfahren geht das sogar
no ch schneller und reibungslo ser als früher, weil der Aufwand
der mündlichen Gewissensprüfung entfällt.

3 3 ) Vgl . ZivilCourage Nr. 1 0/ 1 1 / 1 2 Okt./Nov./D ez . 1 979 , Nr. 1 (Janu-
ar/Februar 1 9 8 0) , Nr. 2 (März/April) 1 9 8 0 , Nr. 3 (Mai/Juni 1 9 8 0) ,
Nr. 4 (Juli/Augu st 1 9 8 0) ; Graswurzelrevolution Nr. 3 8 ( 1 9 8 0) , Nr.
4 4 (Okt./Nov. 1 979) .

3 4) Vgl . DFG-VK B erlin/We st : Bundeswehrproblematik in We st-B er-
lin. 1 9 8 0 .

3 5 ) Leserb rief der DFG-VK Marburg, in : ZivilCourage Nr. 2 (M ärz/Ap-
ril) 1 9 8 0 , S . 4 .
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direkt gegen das Wettrüsten zu arb eiten . «
4 1 )

Statt-
de ssen empfiehlt der Le serbriefschreiber aus Mün-
chen, den Zivildienst als Forum für Friedensarb eit
zu nutzen und spricht sich dafür au s, Menschen,
die ihre Verpflichtung gegenüb er der Gemein-
schaft ignorieren, zu einem sozialen Dienst zu
zwingen .

B emerkenswert sind gleich drei Dinge : Erstens
wird der Konflikt des Totalverweigerers mit dem
Staat als » selb stprovoziert« b ezeichnet, obwohl e s
do ch der Staat ist, der zwangsrekrutieren will und
nicht umgekehrt. D er staatliche Zwangsrekrutie-
rungsanspruch ist von diesem friedensbewegten
Leserbriefschreib er zutiefst verinnerlicht worden .
D as Opfer wird sogar zum Täter erklärt. Zweitens
soll der Verweigerer einerseits direkt gegen das
Wettrüsten arb eiten, seine eigene persönliche akti-
ve Einbindung ins Wettrü sten ab er ignorieren .
Drittens fällt der Leserbriefschreib er mit seiner
Forderung nach einem Zwangssozialdienst sogar
hinter den Stand zurück, der mit der ob en zitierten
Europ äischen Menschenrechtskonvention er-
reicht worden ist.

Die zitierten Äußerungen zur Akzeptanz von Ge-
wissensprüfung sowie staatlicher Zwangsrekrutie-
rung für militärische und zivile Dienste sind kei-
neswegs Außenseitermeinungen . Zuminde st bis
vor kurzem no ch repräsentierten sie die Mehr-
heitsmeinung in der Friedensb ewegung .

Vor die sem Hintergrund wird verständlich, wa-
rum Kriegsdienstverweigerung zuminde st in der
deutschen Friedensb ewegung weder als Men-
schenrecht no ch als politische Strategie b egriffen
wird . In breiteren Bündnissen, in O stermarschauf-
rufen und dergleichen spielt das Thema Kriegs-
dienstverweigerung in der Regel keine Rolle .

4 2)

Kriegsdienstverweigerung wird gerne ignoriert
o der als unpolitisches Individu alproblem abgetan
o der von denj enigen, die ideologisch zwangsre-
krutierenden Regierungen und politischen B ewe-
gungen verhaftet sind , aktiv b ekämpft.

Die Einschätzung der Kriegsdienstverweige-
rung als unpolitisch ist allerdings nachvollziehb ar,
wenn Kriegsdienstverweigerung nur als von staat-
licher und militärischer Gnade abhängige s Au s-
nahmerecht verstanden und prop agiert wird und
auch in der Friedensb ewegung und selb st von den
b etroffenen Militärdienstverweigerern nicht wei-
ter darüb er nachgedacht wird .

Kriegsdienstverweigerung
aus Gewissensgründen im Widerspruch
zur Zielsetzung des Pazifismus

Eine B ewegung, die Krieg und Militär b eseitigen
will, mu ss dem Militär die personelle B asis entzie-

p azitäten abhängige rein politische Entscheidung,
kein Urteil darüb er, ob der B etreffende das Recht
hat, als Kriegsdienstverweigerer zu gelten o der
nicht.

Für p azifistische Organisationen stellt sich häu-
fig die Frage , inwieweit sie Verweigerer mit nicht-
p azifistischer Ideologie unterstützen wollen und
können, wie z . B . die schon genannten ZeugenJeho-
vas, die auch heute in Ländern wie Südkorea o der
Griechenland zu Tausenden inhaftiert werden,

3 6)

o der Ringo Ehlers , der den Dienst in der Bunde s-
wehr verweigerte , weil er sich auch nach dem Un-
tergang der DDR no ch als deren Bürger und die
Bundeswehr als B esatzerarmee sah ,

3 7)

o der die bri-
tischen mu slimischen Soldaten, die angesichts des
Irak-Kriegs verweigern, weil sie keine anderen
Muslime töten wollen, ab er offenb ar keine Proble-
me mit der Tötung von Nicht-Mu slimen hab en .

3 8)

Wer im Rahmen eines Rechts aus Gewissens-
gründen denkt, wird in solchen Fällen das Recht
auf Kriegsdienstverweigerung von einer Ge sin-
nungsb ewertung abhängig machen . Wer in der Ka-
tegorie des Menschenrechts auf Kriegsdienstver-
weigerung denkt, wird ihnen das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung nicht ab sprechen, auch wenn
er ihre Motivation nicht teilt, ab er die Frage der po-
litischen Zu sammenarbeit davon trennen .

Am Rande der D eb atte um Hübner wurde auch
deutlich, dass mit dem B ekenntnis zur Gewissens-
und Gesinnungsprüfung und der Üb ernahme der
herrschenden Meinung auch die unkritische Ak-
zeptanz anderer Elemente de s Kriegsdienstzwangs
einhergehen kann .

Ein anderer Leserbriefschreib er äußerte : »Das
Pendan t zu Hübners juristisch-politischen Spitz-

findigkeiten wäre in der BRD etwa der Fall eines
Menschen, der den Kriegsdienst m it der Begrün-
dung verweigert, dass die Fra uen keinen Wehr-
dienst zu leisten brä uch ten, o bgleich Männer und
Fra uen doch vor dem Gesetz gleich seien. « 39)

Die traditionelle Geschlechterrollenzuweisung,
die vorsieht, dass Männer in Kasernen eingesperrt
werden und auf Schlachtfeldern gegeb enenfalls so-
gar millionenfach abge schlachtet werden (zuletzt
in dieser Dimension im irakisch-iranischen Krieg
ge schehen) wird in die sem Fall selb st von einem
Friedensb ewegten nicht hinterfragt.

Wie sehr die staatliche Zwangsrekrutierung als
selb stverständlich und legitim angesehen wird ,
zeigt ein weiterer, prominent platzierter Leserbrief
mit dem Titel »Warum ich gegen die Prop agierung
der Totalverweigerung bin« .

4 0)

D arin heißt e s : »D er
Totalverweigerer verzettelt sich in einem selb st-
provozierten Kampf gegen die Staatsgewalt, statt

3 6) Üb er inhaftierte Kriegsdienstverweigerer weltweit informiert
die War Re sisters ' International, www. wri-irg. org

37) Freie D eutsche Jugend . Pre ssemitteilung, 0 5 . 0 9 . 2 0 02 . Freispruch
nicht opportun.

3 8) The Gu ardian, 0 8 . 1 0 . 2 0 0 4 .

39) Leserbrief in : ZivilCourage Nr. 2 (März/April) 1 9 8 0 , S . 4 f.

4 0) Leserbrief in : ZivilCourage Nr. 4 (Juli/Augu st 1 9 8 0) , S . 5 .

4 1 ) Eb d .

4 2 ) Eine seltene Ausnahme sind die M ainz/Wiesb adener O ster-
marschaufrufe der vergangenen Jahre . Vgl . www. dfg-vk-ma inz.
de
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hen . Sie kann nicht wollen, dass auch nur ein einzi-
ger Mensch Soldat o der Soldatin wird und dass
auch nur ein einziger Mensch ins Militär gezwun-
gen wird . Von daher kann es nicht genügen, das
Recht auf Kriegsdienstver weigerung nur für Men-
schen mit einer b estimmten Gesinnung und Per-
sönlichkeitsstruktur zu fordern, die diese Ge sin-
nung auch no ch nachweisen und einen Militärer-
satzdienst leisten müssen, während der Re st der
Dienstpflichtigen zum Militär gezwungen wird .
Ein dermaßen b eschränktes Verweigerungsrecht
kann langfristig nicht viel mehr als eine humanitä-
re Erleichterung für die B etroffenen sein, denen −
im Fall der Anerkennung als Kriegsdienstverweige-
rer aus Gewissensgründen − Gefängnis o der
Schlimmeres ersp art bleibt. D as ist an sich durch-
au s ein lohnende s Ziel . Ab er es wird keine Entmili-
tarisierung o der entscheidende B ehinderung der
Kriegsführungsfähigkeit zur Folge hab en .

Die westeurop äischen Staaten hab en b ewiesen,
dass die Dienstverweigerung als Au snahmerecht
für Staat und Militär sehr gut verkraftb ar ist. Genau
darauf berief sich im Novemb er 2 0 0 6 der Men-
schenrechtsausschuss der Vereinten Nationen . In
einer Entscheidung zur Militärdienstverweige-
rung zweier Zeugen Jehovas wurde der südkorea-
nische Staat belehrt, dass es im Prinzip möglich
und bereits übliche Praxis sei, Alternativen zum Mi-
litärdienstzwang zu entwickeln, die das Prinzip der
allgemeinen Kriegsdienstpflicht nicht untergra-
ben.

4 3 )

Pazifismus , so wie er seit vielen Jahrzehnten ver-
standen wird , ist nicht nur eine B ewegung gegen
zwischenstaatlichen Krieg, sondern gegen Gewalt
schlechthin . Die Verletzung von Menschenrech-
ten, nicht-kriegerische physische und strukturelle
Gewalt und Repression mü ssten aus p azifistischer
Sicht ebenso abgelehnt werden wie Krieg . Oben
wurde au sgeführt, d as s die B e schränkung de s
Rechts auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewis-
sensgründen zu Gewissensprüfungen, Zwangs-
dienst für anerkannte Verweigerer, staatlicher Re-
pre ssion in Form von Militärdienstzwang o der Haft
für nicht anerkannte Verweigerer sowie Diskrimi-
nierung nicht-religiö ser Verweigerer führt, um nur
die menschenrechtlich relevante sten zu nennen .

Wer für Kriegsdienstverweigerung au s Gewissens-
gründen plädiert, nimmt zwangsläufig die se Men-
schenrechtsverletzungen in Kauf. Sie ergeb en sich
nicht nur aus dem Interesse von Staat und Militär,
die Kriegsdienstverweigerung zu unterbinden
o der zu erschweren, sondern sind , wie ob en erläu-
tert wurde , logische Folge der zugrunde liegenden
Konzeption .

Wenn es darum geht, für Kriegsdienstverweige-
rer in Staaten, in denen es keinerlei Recht auf Mili-
tärdienstverweigerung gibt, relativ schnell etwas
zu erreichen, ist es ratsam, das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung von der Gewissensfreiheit ab-
zuleiten, weil nur die se B egründung bisher von in-
ternationalen Organisationen aufgegriffen wor-
den ist, während das Menschenrecht auf Kriegs-
dienstverweigerung nirgendwo als solche s ko difi-
ziert ist. E s könnte ab er leicht au s anderen b ereits
akzeptierten Menschenrechten abgeleitet werden,
wenn man wollte . Allerdings ist auf B asis der Ge-
wissensfreiheit nur ein einge schränktes Recht auf
Kriegsdienstverweigerung erreichb ar. Repre ssio-
nen wie Gewissensprüfung, Ersatzdienste und wei-
tere Strafen sind vorprogrammiert.

Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgrün-
den muss notwendigerweise ein Au snahmerecht
für Menschen mit einer b estimmten Motivation
o der einem be stimmten Persönlichkeitsbild blei-
b en . D amit wird garantiert, dass es immer Men-
schen geb en wird , die mangels nachweisb arer Ge-
wissensentscheidung und in Ermangelung der er-
wünschten Persönlichkeitsmerkmale zum Militär
gezwungen werden können . Eine solche Personal-
b e standsgarantie fürs Militär kann aus p azifisti-
scher Perspektive nicht erstreb enswert sein . Wer
die Ab schaffung von Krieg und Militär als Ziel hat,
kann nicht wollen, dass auch nur eine einzige Per-
son, egal wie gewissensmotiviert o der gewissenlo s
sie ist, Militärdienst leistet.

Wer Krieg und Militär ablehnt, müsste sich kon-
sequent für das Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung einsetzen, das allen Menschen unab-
hängig von Ge sinnung und Motivation und ohne j e-
de B estrafung zusteht. D as allein wird nicht den
Weltfrieden bringen, ist ab er eine unab dingb are
Voraussetzung.

4 3 ) D ass in solchen Zu sammenhängen von » allgemeiner Wehr-
pflicht« o der »universal conscription« gespro chen wird , ist ein
weiteres B eispiel für ideologisch determinierte Fehlwahrneh-
mung und Verdrehung der Re alität. Wenn wie in Südkorea und
fast allen anderen Staaten nur Männer, ab er nicht Frauen, zum
Kriegsdienst gezwungen werden, ist der Zwang eb en nicht allge-
mein . Hinter diesem B egriff steht eine Weltsicht, in der erstens
Frauen nicht für voll genommen werden und deshalb nicht zäh-
len und in der es zweitens für selb stverständlich und legitim ge-
halten wird , dass Männer in Kasernen gefangen gehalten und in
Kriegen getötet o der verstümmelt werden.

»It [der UN-Mensch enrech tsa ussch uss − d. Verf. ] likewise ob ser-
ve s that it is in principle po ssible , and in practice common, to con-
ceive alternatives to compulsory military service that do not ero-
de the b asis of the principle of universal conscription but render
equivalent so cial go o d and make equivalent demands on the indi-
vidual, eliminating unfair disp aritie s b etween tho se engaged in
compulsory military service and tho se in alternative service . « Ent-
scheidung vom 3 . Novemb er 2 0 0 6 . Zitiert nach Qu aker United Na-
tions Office , Geneva.

Dr. Gerno t Lennert, M.A., Politologe und Historiker, ist
Geschäftsführer des DFG-VK-Landesverbands Hessen.

Der hier veröffen tlichte Bei-
trag ist en tnommen aus dem
Ende Septem ber erschienenen
Buch von Wolfram Beyer
(Hrsg.): Kriegsdienste verwei-

gern − Pazifismus aktuell. Li-
bertäre und humanistische Po-
sitionen. Oppo-Verlag (www.
oppo-verlag. de); Berlin 200 7;
1 60 Seiten; 1 6 Euro; ISBN 9 78-3-
926880-1
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